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(No. 713.) Nakifikations⸗Urkunde der zu Dresden am 23 ſten Juni 1 824, abgeſchloſſenen, 
das Reviſionsverfahren auf der Elbe betreffenden Konvention, Vom 20ſten 


8 1 November 1821. i 
Wie Friedrich Wilhelm III. ven Gottes Gnaden König 
3 von Preußen ꝛc. 2% 0 f a 

Thun kund und bekennen hiermit: Nachdem Wir, Seine Majeſtaͤt der König 
von Sachſen, Seine Majeftät der König von Großbritannien und Irland als 
König von Hannover, Seine Majeſtaͤt der König von Daͤnemark als Herzog 
von Holſtein Oldenburg und Lauenburg, und Seine Koͤnigliche Hoheit der Groß⸗ 
herzog von Mecklenburg⸗Schwerin, tibereingefommen find, für die Belebung des 5 
Elbverkehrs, und beſonders in Erwaͤgung der Nachtheile oft wiederholter Revi⸗ 
fionen der Waaren⸗Verſendungen auf der Elbe, eine ſpezielle Uebereinkunft durch 
die Bevollmaͤchtigten bei der Elbſchiffahrts⸗Kommiſſion ſchließen zu laſſen. 

Und nachdem gedachte Uebereinkunft im gemeinſamen Einverſtaͤndniſſe 
glͤcklich zu Stande gekommen und den 23ſten Juni l. J. von den gegenſeitigen 
Bevollmaͤchtigten, unter Vorbehalt der Ratifikationen, unterzeichnet worden iſt, 
welche Uebereinkunft von Wort zu Wort alſo lautet: a i 
5 Ihre Majeſtaͤten die Könige von Preußen, Sachſen, Großbritannien und 

Irland als Hannover, und Daͤnemark, und Seine Koͤnigliche Hoheit der 

Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, haben zur Bethaͤtigung Aller⸗ 
hoͤchſt⸗Ihrer Wuͤnſche für die Belebung des Elbverkehrs, und beſonders 
in Erwägung der Nachtheile oft wiederholter Reviſionen der Waaren⸗ 
Verſendungen auf der Elbe, nachſtehende ſpezielle Uebereinkunft durch 

Allerhoͤchſt-Ihre Bevollmächtigten bei der Elbſchiffahrts-Kommiſſion 

treffen, und mit Vorbehalt der Genehmigung vollziehen laſſen. 

Art. I. Ihre Majeſtaͤten die Könige von Sachſen, Großbritannien und 
Irland als Hannover, und Daͤnemark, und Seine Königliche Hoheit der Groß⸗ 
herzog von Mecklenburg⸗Schwerin, wollen fuͤr die naͤchſten ſechs Jahre von 1822. 
bis 1827. einſchließlich, das Ihnen zuſtehende Recht der ſtrengen oder ſpeziellen 
Viſitation bei Ihren Elb⸗Zollaͤmtern für diejenigen Schiffe und Floͤße nicht aus⸗ 
üben laſſen, welche in ihrer Elbfahrt eines der beiden Koͤniglich-Preußiſchen 

Jahrgang 1822. 8 O N Grenz⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 23ſten April 1822.) 
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Grenz⸗ „Zollaͤmter Muͤhlberg und Wittenb er ge paſſiren EN dorf einer ſpe⸗ 
ziellen Reviſion entweder unmittelbar, oder mittelbar durch die Begleitſchein⸗ = Kon: 
trolle, unterworfen werden. 
Die Faͤlle eines nahen Verdachts der Defraude ſind jedoch von dieſer Ver⸗ 
zichtung ausgenommen. 
i Art. 2. Seine Majeſtaͤt der König von Preußen wollen dagegen eine Theil⸗ 
nahme an den Ermittelungen der Reviſionen zu Mühlberg und Wittenberge bereit⸗ 
willigſt gewaͤhren, und zu dem Ende nicht nur den Ausfall der dortigen ſpeziellen 


Viſitationen, in den, den Schiffern — zur Produktion bei den uͤbrigen Elbzöllen — - 


zu behaͤndigenden, Abfertigungs⸗Dokumenten vollſtaͤndig und genau bemerken laſſen, 
ſondern auch die Anſtellung eines eigenen und gemeinſchaftlichen Kommiſſairs für 
Sachſen zu Muͤhlberg, und fuͤr die ubrigen Uferfigaten zu Wittenberge, zu nach⸗ 
benannten Zwecken geſtatten. 

Art. 3. Derſelbe ſoll bei demjenigen e Preußiſchen Reviſtons; 
und Zollamte, bei welchem er angeftellt iſt, 


a) das Intereſſe Seiner Allerhoͤchſten Kommittenten in allen Elbzoll⸗ angel 


genheiten vertreten, und zu dem Ende 

b) befugt ſeyn, den Reviſionen der Schiffsladungen und Floͤße, welche jedoch 
den Koͤniglich⸗Preußiſchen Beamten allein zuſtehen, mit beizuwohnen, um 
dadurch die Ueberzeugung zu gewinnen, daß auch die Rechte Seiner Aller: 
höchſten Kommittenten beſtens wahrgenommen werden. 

Er darf jedoch durch ſeine Anweſenheit dabei den Koͤniglich⸗ Preußiſchen 
Zollbehoͤrden in ihren Amtsverrichtungen nicht hinderlich werden, und jede 
unmittelbare Einwirkung in den Geſchaͤftsbetrieb iſt ihm unterſagt. 

c) Die Koͤniglich-Preußiſchen Elbzollregiſter, ſowohl des Aus- als Eingangs, 
ſollen ihm jederzeit, ſofern dadurch keine Stoͤrung im laufenden. Dienſte ent⸗ 
ſteht, und namentlich nach oder außer den Aimtsdienſtſtunden, auf Ver⸗ 
langen im Amtslokale vorgelegt werden, um daraus das Nöͤthige zu extra⸗ 
hiren und die ihm von den Zollaͤmtern Seiner Allerhoͤchſten Kommittenten 
zugehenden enge Verzeichniſſe damit zu vergleichen und damach zu 
berichtigen. 


d) Er ſoll nicht minder in jedem Falle des dort eintretenden Begleitfehein- Mer: 


fahrens von dem Ausfalle der Reviſion am Beſtimmungsorte der Ladungen, 
durch die Zollaͤmter reſpektive zu Muͤhlberg und Wittenberge wollſtändig 
unterrichtet werden. 


8 Er wird den Unterſuchungen ber Zollrichter, fo weit ſie ihn angehen, per⸗ ; 1 
ſoͤnlich beiwohnen, und zur Einſicht und Ertrahirung der ihn intereſſirenden ö 


Unterſuchungsakten befugt ſeyhn. 
4) Wird er die nacherhobenen Gefaͤlle cum ännexis entgegen: nehmen und an 
die n Seiner Alerhöchſten Sohumirtenfen befoͤrdern, und 
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80 in allen Fällen nur mit dem Oberinſpektor und reſpektive mit dem Zollrichter 


des Zollamtes, bei dem er angeſtellt iſt, in amtlicher Relation ſtehen und zu 


verhandeln haben. 


Art. J. Ergeben ſich durch die ſpeziellen Revifionen der Röniglich-Preußte 


ſchen Behörden Abweichungen von den Deklarationen, welche bei den reſpektiven 
Zollſtaͤtten der uͤbrigen, der Revifionsvereinigung beigetretenen Uferſtaaten erfolgt 

ſind und eine Verkuͤrzung der zu erhebenden Gefaͤlle, oder gar abſichtliche Defrau⸗ 
den der Schiffer; fo wird der Zollkommiſſarius durch die Koͤniglich⸗Preußiſche Zoll⸗ 
behörde davon unverzüglich in Kenntniß geſetzt, der Schiffer aber nicht abgefertigt, 
bevor nicht die verkuͤrzten Zollgefaͤlle, nebſt den freiwillig erlegten Strafen und 
Koſten von dem Koͤniglich-Preußiſchen Zollamte nacherhoben und dem Zollkom⸗ 
miſſair zugeſtellt find. 19255 f 


Verweigert der Defraudant die Strafen und Koſten, ſo bleibt es dem Er⸗ 


meſſen des Zollkommiſſairs uͤberlaſſen, ob er deshalb bei dem kompetenten Könige 
lich⸗Preußiſchen Zollrichter auf foͤrmliche Unterſuchung antragen, oder die naͤhere 
Verfolgung der Defraude, den betreffenden Zollaͤmtern Seiner. Allerhoͤchſten Kom⸗ 
mittenten, im Fall der Habhaftwerdung des Kontravenienten, vorbehalten will. 
Art. 5. Wenn Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits eine Kautionsbeſtellung für 
die in Wittenberge oder Muͤhlberg vielleicht nicht vollſtändig bezahlten Elbzollge⸗ 
fälle vom Schiffer gefordert werden ſollte; fo ſoll dies dem Zollkommiſſair angezeigt 
und wenn derſelbe es verlangt, auch noch uͤberdies eine beſondere Sicherheit fuͤr 
die bei den bereits paſſirten Elbzollaͤmtern der hohen Kontrahenten vielleicht unrich⸗ 
tig erlegten Gefaͤlle, bei dem Zollamte zu Wittenberge oder Muͤhlberg geleiſtet 
werden, welche jedoch Ein Drittheil des Betrags derjenigen Zollgefaͤlle nicht uͤber⸗ 
ſteigen wird, die an den paſſirten Zollſtaͤtten nach dem Manifeſte bereits erlegt ſind. 
ie Art. 6. Zu Zollkommiſſarien werden nur geſittete, vertraͤgliche und er⸗ 
fahrne Männer gewählt, und fie werden fo beſoldet werden, daß fie anſtaͤndig und 
unabhaͤngig von allen Nebeneinnahmen aus dem Dienſte, die ihnen unter keinem 
Namen erlaubt ſeyn ſollen, leben können. f 
Ihre Ernennung und Inſtruktion werden jedesmal dem Königlich⸗Preußi⸗ 
ſchen Miniſterio bekannt gemacht, und fie ſowohl als die Zolloffizianten zu Witten⸗ 


berge und Muͤhlberg zu einem vertraͤglichen und konziliatoriſchen gegenſeitigen 


Benehmen beſonders verpflichtet werden. ; i - 5 
Art. 7. Sollten die Koͤniglich⸗Preußiſchen Ober⸗Zollinſpektoren zu Wit⸗ 
tenberge und Muͤhlberg veranlaßt werden, bei den Koͤniglich⸗Sachſiſchen, Groß⸗ 


brittanniſch⸗Hannoͤverſchen, Daͤniſchen oder Großherzoglich⸗Mecklenburgiſchen 


Elbzollaͤmtern die Einficht der Regiſter oder Mittheilungen aus denſelben nachzu⸗ 
ſuchen; fo foll ihnen dieſes mit gleicher Bereitwilligkeit verſtattet werden. 8 
Art. 8. Da die Erfahrung die Zweckmaͤßigkeit der gegenwartigen Kon⸗ 
venkion uͤber das gemeinſchaftliche Reviſionsverfahren am beſten ergeben er g 5 
1 * * behal⸗ 


Be, 
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behalten Sich die Allerhöchſten Kontrahenten das Recht hiermit ausdrücklich vor, 
die Dauer derſelben zu verlaͤngern und erforderlichen Falls deren Beſtimmungen 
bei Gelegenheit der erſten Reviſionskommiſſion zu verbeſſern und zu vereinfachen. 

Sollte dieſe Vereinigung uͤberhaupt der gegenſeitig davon gehegten Erwar⸗ 
tung nicht entſprechen, und man ſich über eine andere bei der erften Reviſionskom⸗ 
miſſion nicht verſtaͤndigen; ſo bleibt es den Allerhoͤchſten Kontrahenten unbenom⸗ 
men, alsdann auf das Ihnen zuſtehende eigene Reviſionsverfahren zuruͤckzukommen. 

Art. 9. Dieſe Konvention begreift nicht ſolche Verſendungen auf der Elbe, 
welche ihrer Beſtimmung zu Folge Muͤhlberg oder Wittenberge nicht paſſiren. 
Auch bleibt die allgemeine Reviſion, der Schiffahrtsakte gemaͤß, den Aller⸗ 
hoͤchſten Kontrahenten vorbehalten. 

Art. 10. Die Ratifikationen dieſer temporairen Ulebereinkunft werden mög⸗ 
lichſt bald RO und mit denen der Elbſchiffahrtsakte zugleich eech felt 
werden. 

Deſſen zur Urkund if dieſelbe von den e Elbſchiffahrts⸗ „Sons 
miſſarien unterſchrieben und unterfiegelt worden. 

Geſchehen zu Dresden, am 23ſten Juni 1821. 

(L. S.) Johann Ludwig v. Jordan. 

(L. S.) Guͤnther von Buͤnau. 

(L. S.) Carl Friedrich Freiherr von Stralenheim. 
(L. S.) Mathias riis von Irgens⸗Bergh. 

(L. S.) Joachim Chriſtian Steinfeld. 


So erklaͤren Wir hiermit, nach forgfältiger Prufung und Seeg aller 


und jeder in der vorſtehenden Uebereinkunft enthaltenen Beſtimmungen, daß Wit f 


dieſelben durchaus genehmigt haben, ſo wie Wir ſolche Kraft der gegenwaͤrtigen 
in gewoͤhnlicher Form ausgeſtellten Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde feierlich genehmigen, 
indem Wir fir Uns und Unſere Nachkommen auf Unſer Koni gliches Wort ver⸗ 
ſprechen, gedachten Beſtimmungen getreulich nachzukommen, ſo wie auch daruͤber 
zu wachen, daß ſie von Unſern Behoͤrden und Unterthanen jederzeit genau erfuͤllt 
werden. 

Zu mehrerer Bekräftigung deſſen haben Wir Unſere Beſtaͤtigungs⸗ ⸗Urkunde 
in fünf gleichlautenden Exemplaren, wovon vier fuͤr jeden der mitkontrahirenden 
Theile, die fünfte aber zur Hinterlegung bei den gemeinſchaftlichen Kommiſſions⸗ 
Akten beſtimmt iſt, eigenhaͤndig unterſchrieben und mit Unſerm größern Staats⸗ 
ſiegel verſehen laſſen. 

So geſchehen zu Berlin den 20ſten November im Jahre des Herrn, Eintauſend 
Achthundert ein und zwanzig und Unſerer Megterung „im Fuͤnf und zwanzigſten. 


80 8.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt von Hardenberg. von Berustorff⸗ 4 
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(No. 714.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 12ten April 4822., betreffend das Verfahren u. eee bee 
; ae bei Amts⸗Entſetzung der Geiſtlichen und Jugendlehrer, wie auch anderer ce ae, 1537 vr 77-1087 
i . Staatsbeamten. : En S aer ze 
E iſt Mir angenehm geweſen, daß das Staatsminiſterium in dem Berichte ee, eee e 
vom 22ſten Dezember pr. Vorſchlaͤge zu einem zweckmaͤßigern Verfahren bei: . 
Amts⸗Entſetzung der Geiſtlichen und Jugendlehrer gemacht hat. 5 . ee 
Im Allgemeinen ſtimme Ich den hieruͤber aufgeſtellten Anſichten und 
darauf gegruͤndeten ‚Anträgen ganz bei. Ich ertheile daher Ihnen, dem Mi⸗ 
niſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten durch gegenwaͤrtige Order, 
nach dem Vorſchlage des Staatsminiſteriums, eine beſtimmtere Einwirkung auf 
die Amts⸗Entſetzung der genannten Beamten um ſo mehr, als Sie nur dadurch 
die Richtung der Lehre zu leiten, fo wie die puͤnktliche Befolgung der den Leh⸗ 
rern gegebenen Anweiſungen zu ſichern vermögen, und als ſich bei der bisherigen 
Einrichtung oft, ein gerichtliches Verfahren zwiſchen die anfängliche und endliche 
disziplinelle Entſcheidung, geſtellt hat, wodurch die bei Meiner Order vom I7ten 
Dezember 1805. vorſchwebende Abſicht, 
ohne nachtheilige Weitlaͤuftigkeiten unwuͤrdige Subjekte von dem wichti⸗ 
gen Amte der Religionslehre und Jugendbildung ſofort zu entfernen, 
vereitelt worden iſt. Um nun dieſe Abſicht wirklich zu erreichen, ſetze Ich Fol⸗ 
gendes feſt: N : 
1) Gegen die, nach H. 532. Th. II. Tit. 11. des Allgemeinen Landrechts von den 
geiſtlichen Obern, resp. von den Konſiſtorien und Regierungen angeden⸗ 
tete, Entſetzung eines Pfarrers wegen begangener Exzeſſe in ſeinem Amte, 
ſoll der im $. 533. J. c. begründete Antrag auf foͤrmliche gerichtliche Un⸗ 
terſuchung und Entſcheidung nicht mehr Statt finden, ſondern nur ein Re⸗ 
kurs an den Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts - Angelegenheiten. 
2) In dieſem, fo wie in allen Faͤllen, wo wegen Amtsvergehen die Verſetzung 
oder Amtsentſetzung eines geiſtlichen oder eines bei einer öffentlichen Un⸗ 
terrichtsanſtalt angeſtellten Lehrers in Antrag gebracht wird, ſind die ge⸗ 
hoͤrig inſtruirten Akten von der Provinzialbehoͤrde, mittelſt eines ausfuͤhr⸗ 
lichen, das Reſultat der Aus mittelungen vollſtaͤndig darſtellenden Berichts, 
mit ihrem Gutachten dein Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗Angele⸗ 
genheiten zur weitern Entſcheidung einzuſenden. 
3) Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die wegen gemeiner Vergehen gegen 
Geiſtliche und Jugendlehrer gefuͤhrten gerichtlichen Unterſuchungen die 
Amtsentſetzung des Angeklagten zwar nicht zur Folge gehabt haben, die 
Provinzialbehoͤrde aber, des vielleicht voͤllig abſolutoriſchen Erkenntniſſes un⸗ 
geachtet, die Entſetzung oder Verſetzung aus Gruͤnden der Kirchenzucht 
und Dienſtdisziplin für nothwendig erachtet. f 
Die Entſcheidung auf dieſe Falle ſteht Ihnen, dem Miniſter der geiſtlichen 
und Unterrichts⸗Angelegenheiten in demſelben Maaße zu, wie ſolche in Mei⸗ 


— 
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nen 


* 


nen frühen Orders den damaligen höchſten Behörden dieſes Verwaltungs⸗ 


zweiges übertragen war. Ich überlaſſe Ihnen ſolche um fo mehr, als 


nur Sie Mir fuͤr die Meinen Abſichten entſprechende Verwaltung Ihres 


Departements verantwortlich ſind, und indem Ich auf dieſe Art die bishe⸗ 4 


rige Einrichtung abaͤndere, ſtelle Ich Ihrem Pflichtgefuͤhle anheim, in 
wie weit Sie die Gutachten der vortragenden Raͤthe in der betreffenden Ab⸗ 
theilung Ihres Miniſteriums, welche aber in jedem Falle ihre Meinung 
viritim zu den Akten zu geben haben, beachten wollen. 


Dem Beamten, welcher demnaͤchſt durch Sie entfernt oder STR 


wird, ſteht der Rekurs an den Staatskanzler und an Mich frei. 
5) Bei Beamten, deren Ernennung zum Amte nur durch Mich erfolgen kann, 
muß, vor der Entlaſſung oder Verſetzung als Strafe, ein Vortrag im Staats⸗ 
5 miniſterium Statt finden und letzteres demnaͤchſt Meine Entſcheidung einholen. 
Die von dem Staatsminiſterium ausgeſprochene Anſicht, daß die jetzige be⸗ 


wegte Zeit keine Motive an die Hand gebe, die Bande der Disziplin zu loͤſen und 


die Einwirkung der die Oberaufficht führenden Behörde auf diejenigen, welche durch 
Rede und Schrift einen maͤchtigen Einfluß auf das Volk uͤben, zu ſchwaͤchen, daß 
es vielmehr rathſam ſey, jene Bande ſchaͤrfer anzuziehen und dieſe Oberaufſicht zu 
verdoppeln, iſt auch die Meinige. Ich habe Darüber Meine Anſichten dem Staats⸗ 


miniſterium in Meiner Order vom IIfen Januar 1819. ausfuͤhrlich eröffnet. Von 


der Richtigkeit dieſer Aeußerungen bin Ich noch mehr durch die Ermittelungen uͤber⸗ 
zeugt worden, welche bei den Unterſuchungen uͤber die demagogiſchen Umtriebe 


gemacht ſind. Zu Meinem Leidweſen hat ſich hierbei ergeben, daß auch in Mei⸗ 


nem Staate mehrere oͤffentliche Lehrer den Verirrungen der Zeit huldigen, anſtatt 
wahre Intelligenz, welche die Grundlage des Staats ausmacht und auf jede Weiſe 
befördert werden muß, zu verbreiten, die Ausartungen derſelben beguͤnſtigen, ei⸗ 
nen Oppoſitionsgeiſt gegen Meine Anordnungen zeigen und ſich namentlich auf An⸗ 
gelegenheiten der Staatsverfaſſung und Verwaltung eine naͤhere oder entferntere 
Einwirkung anmaaßen, welche mit Lr 1 Führung eines 3 
unvertraͤglich iſt. 

Ich kann und will die weitere Verbreitung ſolcher Verirrungen nicht Bu 
den, da Ich denſelben vorzubeugen und abzuhelfen, den übrigen deutſchen Re⸗ 
gierungen ſchuldig bin; auch die Pflicht fuͤhle, die gegenwaͤrtige und kommenden 
Generationen vor Verfuͤhrung zu bewahren und nicht minder die Ehre des Lehr⸗ 
ſtandes und der Lehrinſtitute es erfordert, von denſelben unwuͤrdige, Meinen 
landesväterlichen Abſichten und ihrem Selen Deine ih entſprechende, Indioi⸗ 
duen auszuſchließen. 

Ich weiſe daher Sie, a Staatsminister Freiherrn von Altenſtein an, 
gegen Geiſtliche und Lehrer dieſer Art, ohne deshalb einen Antrag von den zu⸗ 
naͤchſt vorgeſetzten Behoͤrden abzuwarten, die ihnen durch gegenwaͤrtige Order er⸗ 
theilte ach ruͤckſichtslos in Ausuͤbung zu . und RER gegen dieje⸗ 


nigen, 
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nigen, gegen welche wegen vermutheter oder erwieſener Theilnahme an demago⸗ 
giſchen Umtrieben, von Seiten des Staats, Maaßregeln genommen worden ſind, 
ſofort um fo mehr zu verfahren, als gegenwartig alle dieſerhalb ſeit dem Jahre 
1819. eingeleitete Unterſuchungen beendigt find, Sie haben hieruͤber mit dem 
Miniſter des Innern und der Polizei Ruͤckſprache zu nehmen und Ich gebe Ihnen, 
den Staatsminiſter von Schuckmann auf, dem Staats miniſter Freiheßzen von 
Altenſtein nicht nur alle die gegen Beamte ſeines Reſſorts bisher ermittelte 
oder vielleicht kuͤnftig noch vorkommende Data, ſondern auch insbeſondere diefe⸗ 
nigen offentlichen Lehrer anzugeben, welche Ihrer Anſicht nach von ihren Poſten 
zu entfernen ſind. ee Be OR 
Eie beide haben tiber ganzliche Entfernung oder Verſetzung definitiv zu ent⸗ 
ſcheiden, in ſoweit die betreffenden Beamten zu der oben ad 5, bezeichneten Ka⸗ 
thegorie nicht gehoͤren. Die Mitglieder der betreffenden Abtheilung im Miniſte⸗ 
rium ber geiſtlichen und Unterrichts: Angelegenheiten haben in jedem Falle ihre 
Anſicht ſchriftlich zu den Akten zu geben. 2 2 
Siollten Sie beide ſich zu einem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe nicht vereini= _ 
gen koͤnnen, ſo haben Sie die Sache beim Staatsminiſterium und zwar dergeſtalt 
zur Sprache zu bringen, daß der betreffende Direktor in Ihrem, des Staatsmi⸗ 
niſters Freiherrn von Altenſtein Miniſterium der Referent, und der Direktor 
der Polizei⸗Abtheilung im Miniſterio des Innern der jedesmalige Korreferent iſt. 
Das Staatsminiſterium entſcheidet in dieſem Falle. Jh 
Die Ausfuhrung des Beſchluſſes bleibt jedoch immer Ihnen, dem Staats⸗ 
Miniſter Freiherrn von Altenſtein und dem Staatsminiſter von Schuck⸗ 
mann uͤberlaſſen. * 
Wenn dagegen von einem Beamten der oben ad 5. angegebenen Kathegorie 
die Rede iſt, ſo haben Sie, die genannten zwei Staatsminiſter, in ſofern Sie 
ſich zu einem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe vereinigen, ohne Dazwiſchenkunft des 
Staatsminiſteriums unmittelbar an Mich zu berichten und Meine Entſcheidung 
einzuholen. Koͤnnen Sie ſich nicht vereinigen, ſo iſt die Sache auf die eben ber 
zeichnete Art im Staatsminiſterium zu eroͤrtern und letzteres hat demnaͤchſt zur 
Entſcheidung an Mich zu berichten. f 
Da Ihnen, dem Staatsminiſter Freiherrn von Altenſtein, die nähern 
Data uͤber etwa verdaͤchtige Individuen nicht bekannt ſeyn und hiernach in Ihrem 
Departement ohne Ihre Schuld, Anſtellungen und Beförderungen, die Meinen 
Abſichten nicht entſprechen, vorkommen koͤnnen, ſo beauftrage Ich Sie, von jetzt 
ab fuͤnf Jahre lang vor einer neuen Anſtellung oder Beförderung eines öffentlichen 
Lehrers, ſo wie Sie dies zu Meiner Zufriedenheit auch bisher ſchon oft gethan 
haben, die Aeußerung des Miniſters des Innern und der Polizei uber das betref⸗ 
fende Individuum einzuholen. Ich uͤberlaſſe Ihnen beiden, ſich zu vereinigen, 
in welchen Faͤllen, die nach dem Grade des Lehrers. und den individuellen Ver⸗ 
haͤltniſſen der Provinzen nicht allgemein beſtimmt werden konnen, eine folche vor⸗ 
gaͤngige 


— 108 — 


gängige Kommunikation unterbleiben kann, doch muß ſolche jedesmal dann Statt 


finden, wenn zu der Dienſtveraͤnderung oder neuen Anſtellung Meine Genehmi⸗ 


gung erforderlich iſt. Wie dies geſchehen, iſt in dem Berichte Mir anzuzeigen. 


. 


»Ich erwarte von Ihnen, dem Staatsminiſter Freiherrn von Altenſtein 
gemeinſchaftlich mit dem Staatsminiſter von Schuckmann nach drei Monaten 
Bericht uͤber das, was Sie bis dahin in Folge gegenwaͤrtiger Order gethan haben. 
N Sie, der Staatsminiſter Freiherr von Altenſtein, haben nach deren In⸗ 
halte angemeſſene Verfügungen an die betreffenden Behoͤrden zu erlaſſen und eine 
zweckmäßige Andeutung in jede neue Beſtallung aufzunehmen. 5 

Ich erklaͤre hierbei Meinen ernſtlichen Willen, daß die Theilnehmer oder 


Befoͤrderer der demagogiſchen Umtriebe jeder Art in Meinen Staaten nicht ange⸗ 


ſtellt oder befoͤrdert werden und auch aus oͤffentlichen Fonds, welche nur fuͤr Meine 
treuen Unterthanen eine Aufhuͤlfe gewaͤhren koͤnnen, nicht unterſtuͤtzt werden ſollen. 
Nach dieſem Grundſatze iſt bei allen Departements zu verfahren. Der Miniſter 
des Innern und der Polizei wird den betreffenden Chefs, auf deren Erfordern, die 
verdaͤchtigen Beamten ihrer reſp. Reſſorts angeben. 

Bei dieſer Gelegenheit will Ich noch ruͤckſichtlich der Entlaſſung der Beam⸗ 
ten der Adminiſtration und der Juſtiz — mit Ausnahme derer, welche richterliche 


Stellen bekleiden — nach dem Gutachten der zur Unterſuchung des Geſchaͤfts⸗ 
organismus hier verſammelt geweſenen Kommiſſion die bisherige Einrichtung, nach 


welcher in jedem Falle, wo ein Vorgeſetzter oder Departements⸗Chef auf Ent⸗ 
laſſung des Beamten antraͤgt, der Staatsrath konkurrirte, dahin abaͤndern, daß 
nur diejenigen Beamten, welche ein Patent von Mir erhalten, nach vorgaͤngiger 
von Mir genehmigter Beſchließung im Staatsrathe, die uͤbrigen dagegen, der fruͤ⸗ 
bern Verfaſſung gemäß, ſchon nach einem Beſchluſſe im Staatsminiſterium von 
ihren Aemtern enkſetzt werden koͤnnen. Berlin, am I2ten April 1822. 2 
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das Staatsminiſterium. 


(Fo. 765.) Allerhbchſte Kabinetsorder vom 1 5ten April 1822., daß ohne landesherrliche 


Trlaubniß, Niemand feinen Familien- oder Geſchlechtsnamen aͤndern dürfe _. 


Ish rde es auf den Bericht des Staats miniſterii vom 27ſten v. M. nicht noth⸗ 


wendig, wegen der Unabänderlichkeit der Familien- oder Geſchlechtsnamen eine 


weitere Verordnung zu erlaſſen, ſondern beſtimme hierdurch: daß bei Vermeidung 
einer Geldbuße von Funfzig Thalern, oder vierwöchentlicher Gefaͤngnißſtrafe, Nie⸗ 
mandem geſtattet ſeyn ſoll, ohne unmittelbare landes herrliche Erlaubniß feinen Fami⸗ 


lien⸗ oder Geſchlechtsnamen zu andern, wenn auch durchaus keine unlautere Ab⸗ 


ſicht dabei zum Grunde liegt. Potsdam, den 15ten April 1822. 
Bi Er Friedrich Wilhelm. 

2 N 5 f 4 U.» 

das Staats miniſterinm, 
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Friedrich Wilhelm. 


